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Einführung einer Video-
überwachung
Bereits die Einführung einer 

Videoüberwachung unter-

liegt strengen rechtlichen 

Voraussetzungen. Gemäß 

§ 6b Abs. 1 Bundesdaten-

schutzgesetz (BDSG) darf 

ein Lebensmittelmarkt nur  

videoüberwacht werden, 

wenn die Videoüberwachung

•	 der Aufgabenerfüllung 

öffentlicher Stellen dient 

oder

•	 der Wahrnehmung des 

Hausrechts dient  

oder

•	 erforderlich ist, um 

berechtigte Interessen 

für konkret festgelegte 

Zwecke wahrzunehmen.

Zudem dürfen in allen drei 

Fällen keine Anhaltspunk-

te dafür bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen 

der Betroffenen überwiegen. 

Eine Videoüberwachung von 

nicht öffentlich zugänglichen 

Räumen – insbesondere 

Sozialräumen – ist deshalb 

grundsätzlich unzulässig. 

Ob eine Videoüberwachung 

von öffentlich zugänglichen 

Verkaufsräumen gerecht-

fertigt ist, um Straftaten zu 

vermeiden und aufzuklären 

sowie die Arbeitnehmer vor 

der Begehung von Straftaten 

zu schützen, lässt sich hin-

gegen nur mit Blick auf den 

konkreten Einzelfall beant-

worten. Die Rechtsprechung 

nimmt im Streitfall eine kom-

plexe Abwägung der Inte-

ressen des Betreibers der 

Videoüberwachung und der 

überwachten Personen vor. 

Das Ergebnis dieser Abwä-

gung ist nur schwer zu pro-

gnostizieren.

Arbeitnehmer und Kunden, 

die rechtswidrig videoüber-

wacht werden, haben einen 

Unterlassungsanspruch. Ih-

nen können bei schweren 

Verletzungen des Persön-

lichkeitsrechts sogar Scha-

denersatz- und Schmerzens-

geld zustehen. Im Rahmen 

eines Rechtsstreits kann es 

dem Kaufmann zudem ver-

wehrt bleiben, sich auf die 

Diebstähle durch Kunden und Mitarbeiter belasten viele Lebensmittelmärkte. Oft hilft 
bereits eine effektive Videoüberwachung der Verkaufsräume, Straftaten zu verhindern 
oder aufzuklären. Dabei besteht jedoch ein latentes Spannungsverhältnis zum Arbeit-
nehmerdatenschutz. Dr. Wolfgang Lucht, Fachanwalt für Arbeitsrecht von der ADSR 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, erläutert, was Arbeitgeber beachten müssen.

Videoüberwachung im  
Lebensmitteleinzelhandel
von Dr. Wolfgang Lucht, Fachanwalt für Arbeitsrecht, 
ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Hamburg
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Ergebnisse der Videoüber-

wachung zu stützen. Kauf-

leute sollten sich deshalb vor 

der Einführung unbedingt 

von einem Fachanwalt für 

Arbeitsrecht beraten lassen.

Für jede einzelne Überwa-

chungskamera sind Anlass 

und Zweck ihres Einsatzes 

zu dokumentieren. Dies führt 

insbesondere im Kassenbe-

reich zu der Notwendigkeit, 

zu dokumentieren, dass dort 

auch als Zweck mitverfolgt 

wird, Pflichtverstöße und 

Straftaten der Arbeitnehmer 

zu vermeiden und solche 

aufzuklären. Zudem muss 

der Kaufmann durch ent-

sprechende Schilder oder 

grafische Symbole in den 

Verkaufsräumen – insbeson-

dere auch an jedem Zugang 

zu ihnen – auf die Videoüber-

wachung hinweisen. Ist eine 

eindeutige Zuordnung zum 

Betreiber nicht möglich, z. B. 

in Einkaufszentren, müssen 

auf den Hinweisschildern 

Angaben zur verantwortli-

chen Stelle zu finden sein. 

In vielen Fällen, insbeson-

dere beim Einsatz digitaler 

Überwachungstechnik, wird 

es unumgänglich sein, einen 

betrieblichen Datenschutz-

beauftragten zu bestellen.

Eine besondere rechtli-

che Herausforderung für 

den Einzelhändler ist die 

verdachtsunabhängige Vi-

deoüberwachung der Arbeit-

nehmer, die nur unter engen 

Voraussetzungen rechtlich  

zulässig ist. Wegen der 

strengen datenschutzrechtli-

chen Anforderungen besteht 

das Dilemma, einerseits 

im Unternehmensinteresse 

präventive Videoüberwa-

chung betreiben zu müssen, 

andererseits aber in vielen 

Fällen nicht hinreichend 

deren Notwendigkeit im da-

tenschutzrechtlichen Sinne 

belegen zu können. Dieses 

Problem können Kaufleute 

weitgehend lösen, indem sie 

die Einwilligung des Arbeit-

nehmers zur Videoüberwa-

chung bereits bei Abschluss 

des Arbeitsvertrages einho-

len. Dabei sind besondere 

rechtliche Anforderungen zu 

beachten: Arbeitgeber müs-

sen ihre Arbeitnehmer über 

den vorgesehenen Zweck 

der Erhebung sowie der Ver- 

arbeitung oder Nutzung ihrer 

Daten aufklären und – so-

weit nach den Umständen 

des Einzelfalls erforderlich 

sowie auf Verlangen – auf 

die Folgen einer Verweige-

rung der Einwilligung hin-

weisen. Ist die Einwilligung 

Voraussetzung für den Ab-

schluss des Arbeitsvertra-

ges, so ist dies ebenfalls ► 
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deutlich zu machen. 

Die Einwilligung 

sollte schriftlich, 

von anderen 

Erk lärungen 

eindeutig ge-

trennt und mit 

einer zusätz-

lichen Unter-

schrift erfolgen. 

Arbeitgeber sind 

angesichts dieser An-

forderungen gut beraten, 

wenn sie sich bei der For-

mulierung von Einwilligungs-

erklärungen zur Videoüber-

wachung fachanwaltlich 

unterstützen lassen.

Besteht ein Betriebsrat, 

hat dieser bei der Einfüh-

rung und Ausgestaltung der  

Videoüberwachung gemäß  

§ 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG  

mitzubestimmen.

Betrieb einer Videoüber-
wachungsanlage
Auch der Betrieb einer Vi-

deoüberwachungsanlage ist 

mit umfangreichen Pflichten 

verbunden. Daten aus einer 

Videoüberwachung, die zur 

Erreichung ihres Zwecks 

nicht mehr erforderlich sind, 

müssen gelöscht werden. 

Ebenfalls sind Daten zu ent-

fernen, wenn schutzwürdige 

Interessen der Betroffenen 

einer weiteren Speiche-

rung entgegenstehen. Stellt 

sich beispielsweise bei der  

Kassenabrechnung heraus, 

dass keine Unterschlagung 

oder kein Diebstahl statt- 

gefunden hat, sind Kauf- 

leute verpflichtet, die Video-

aufzeichnungen innerhalb 

von 48 bis 72 Stunden zu 

löschen. Falls Videoauf-

nahmen einer bestimmten 

Person zugeordnet werden, 

müssen sie diese Person 

darüber informieren. Vor die-

sem Hintergrund empfiehlt 

es sich, bei Mitarbeitern, die 

im videoüberwachten Raum 

ständig tätig sind, einen  

entsprechenden Hinweis 

bereits in den Arbeitsvertrag 

oder in einen Zusatz hier-

zu aufzunehmen. Wenn im 

Fall eines Diebstahls- oder  

Unterschlagungsverdachts 

Daten weitergehend aus-

gewertet und verwendet 

werden, sind Kaufleute  

verpflichtet, die betreffende 

Person darüber zu infor-

mieren. Bereits ein fahr-

lässiger Verstoß gegen die  

Unterrichtungspflicht ist eine  

Ordnungswidrigkeit. 

Grundsätzlich soll-

ten Betreiber von 

Videoüberwa-

chungsanlagen 

die rechtlichen 

Voraussetzun-

gen für deren 

Betrieb in regel-

mäßigen Abstän-

den überprüfen und 

das Überprüfungser-

gebnis dokumentieren.

Fazit
Einzelhändler haben sowohl 

bei der Einführung als auch 

beim Betrieb der Video- 

überwachung ihrer Ver-

kaufsräume umfassende 

Pflichten. Mit Arbeitneh-

mern sollten sie vertragliche  

Vereinbarungen über den 

Einsatz der Videoüber- 

wachung treffen und sich in 

allen rechtlichen Belangen 

bezüglich der Videoüber- 

wachung Unterstützung 

durch einen Fachanwalt für 

Arbeitsrecht holen.� ■

Kontakt:

Dr. Wolfgang Lucht
Rechtsanwalt – Fachanwalt 

für Arbeitsrecht

ADSR Rechtsanwalts- 
gesellschaft mbH
Kanzlei Hamburg

New-York-Ring 6

22297 Hamburg

Telefon	040/63305-8935

Telefax	040/63305-98935

wolfgang.lucht@adsr-recht.de
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